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Bekanntmachung 

der Neufassung des Landesplanungsgesetzes (LPIG) 
Vom 5. Oktober 1989 

Aufgrund des Artikels III des Gesetzes zur Änderung 
des Landesplanungsgesetzes vom 18. April 1989 (GV. NW. 
S. 233) wird nachstehend der vom 1. Oktober 1989 an gel­
tende Wortlaut des Landesplanungsgesetzes, wie er sich 
aus 

- der Bekanntmachung der Neufassung des Landespla­
nungsgesetzes vom 28. November 1979 (GV. NW. S. 878), 

- Artikel I des Gesetzes zur Änderung des Landespla­
nungsgesetzes vom 18. April 1989 (GV. NW. S. 233) er­
gibt, 

bekanntgemacht. 

Düsseldorf, den 5. Oktober 1989 

Der Minister für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Klaus Matthiesen 
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Abschnitt I 

Aufgabe und Organisation der Landesplanung 

§1 
Allgemeine Aufgabe der Landesplanung 

(1) Aufgabe der Landesplanung ist die übergeordnete, 
überörtliche und zusammenfassende Planung für eine den 
Grundsätzen der Raumordnung entsprechende Landes­
entwicklung. 

(2) Die Landesplanung soll die Landesentwicklung in 
der Weise beeinflussen, daß unerwünschte Entwicklungen 
verhindert und erwünschte Entwicklungen ermöglicht 
und gefördert werden. 

(3) Die Landesplanung im Lande und im Regierungsbe­
zirk ist nach näherer Bestimmung dieses Gesetzes eine 
gemeinschaftliche Aufgabe von Staat und Selbstverwal­
tung. 

§2 

Landesplanungs behörde 

Die für die Raumordnung und Landesplanung zuständi­
ge oberste Landesbehörde (Landesplanungsbehörde) hat 

1. das Landesentwicklungsprogramm und die Landesent­
wicklungspläne nach Maßgabe dieses Gesetzes zu erar­
beiten; 

2. darauf hinzuwirken, daß bei allen raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen von überörtlicher Bedeu­
tung, einschließlich des Einsatzes raumwirksamer In­
vestitionen, die Grundsätze und Ziele der Raumord­
nung und Landesplanung beachtet werden; 

3. auf eine Abstimmung der raumbedeutsamen Planun­
gen und Maßnahmen angrenzender Länder und Staa­
ten, soweit sie sich auf die Raumordnung im Lande 
Nordrhein-Westfalen auswirken können, hinzuwirken; 

4. bei der Erarbeitung von Gebietsentwicklungsplänen 
über Meinungsverschiedenheiten zwischen den Be­
zirksplanungsräten sowie zwischen den Bezirkspla­
nungsräten, den Bezirksplanungsbehörden und den von 
ihnen zu beteiligenden Stellen im Einvernehmen mit 
den fachlich zuständigen Landesministern zu entschei­
den; 

5. bei der Erarbeitung der Braunkohlenpläne über Mei­
nungsverschiedenheiten zwischen dem Braunkohlen­
ausschuß, den Bezirksplanungsräten, den Bezirkspla­
nungsbehörden und den von ihnen zu beteiligenden 
Stellen im Einvernehmen mit den fachlich zuständigen 
Landesministern zu entscheiden. 
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